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UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Wasser verordnen 
und Wein trinken: 


Am späten Abend des 8. Januar 
brachte ein regionaler Radiosen- 
der folgende kleine Meldung: 


»Auch gut eine Woche nach 
ihrem Start wirft die umstrittene 
Praxisgebühr immer noch viele 
Fragen auf. Eine ist, ob es für 
Bundestagsabgeordnete eine 
Sonderregelung geben darf. 
Der Siegener SPD-Abgeordnete 
Willi Brase hat in einem Brief an 
Bundestagspräsident Thierse 
gefordert, die kaum bekannte 
Vorschrift zurückzunehmen. Ab- 
geordneten ist es möglich, mit 
pauschal 20 Euro sämtliche Arzt- 
besuche im Jahr abzudecken.« 

Wir glaubten zuerst, das sei ein 
Scherz zum Auftakt der Karne- 
valszeit oder ein verspäteter Sil- 
vesterscherz. 


Also besorgten unsere Berliner 


UN-Mitarbeiter eine Kopie des 
Briefes, der zu öffentlicher Em- 
pörung führen müßte. Aber die 
Massenmedien schwiegen oder 
versteckten diesen neuen Höhe- 
punkt der politischen Unmoral un- 
serer Staats(ver)diener im Klein- 


gedruckten: Schließlich werden 
sie ja gerade in diesen Tagen mit 
ganzseitigen Regierungs-Anzei- 
gen »Deutschland bewegt sich!« 
subventioniert ... 


Hoffen wir, daß sich das geplün- 
derte deutsche Volk in 2004 tat- 
sächlich endlich einmal bewegen 
wird. 14 Wahlen in diesem Jahr 
bieten eine gute Gelegenheit! 


Keine Stimme den Parteien, 
die unser gutes Geld an und 
in alle Welt verteilt haben, sich 
weiterhin selbst bereichern und 
für den Bankrott der Staatskas- 
sen und unserer Sozialordnung 
verantwortlich sind! 


Halbe Arztgebühren für 
die, die uns schröpfen! 


Man faßt sich an den Kopf: 
AUS DEM INHALT: 


Geht ein normaler Bundesbür- 
ger in jedem Quartal einmal 
zum praktischen Arzt, muß er 
vier mal 10 TEURO auf den 
Tisch legen. Für Behand- 
lungen bei Zahnärzten und 
Psychotherapeuten hat er zu- 
sätzlich pro Quartal 10 TEURO 
hinzublättern. Befreit davon 
sind aber unsere notleidenden 
Bundestagsabgeordneten: Sie 
zahlen nur 20 € jährlich pau- 
schal für alle Arztbesuche. 


Sie glauben es nicht? 
Dann lesen Sie es auf Seite 2! 


Die Deform der 
sozialen Ordnung 


Rentenbetrug: 
Das Milliardending 


Sonderdruck: 


Der Jahrgang 2003 
im Überblick 


DRESDEN: Deutliche 
Worte zu Wahrheit und 
Versöhnung 

13.114. FEBRUAR 
Deutscher Gedenktag 
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Das offene Wort 
BRAVO, Herr Brase! 


»Die Privilegierung von 
Bundestagsabgeordneten 
bei der Zahlung der Pra- 
xisgebühr muß rückgängig 
gemacht werden!« 


Mit der Forderung einer so- 
fortigen Rücknahme dieser 
Regelung haben Sie sich als 
einziger von 603 Bundestags- 
abgeordneten aller Parteien 
an den Bundestagspräsi- 
denten gewandt, obwohl alle 
Bundestagsabgeordneten 
in einem Schreiben auf die- 
se ebenso schamlose wie 
instinktlose und »kaum be- 
kannte Vorschrift« hingewie- 
sen worden waren. 


In einer großen Koalition 
haben Sie und Ihre Kollegen 
das gemeine Volk verdon- 
nert, vierteljährlich und beim 
Zahnarzt zusätzlich 10 Euro 
hinzublättern. Gleichzeitig ha- 


ben sich viele Ihrer Kollegen 


als »Besserverdiener« aus 
der Solidargemeinschaft der 
gesetzlichen Versicherung 
verabschiedet, sich zu günsti- 
geren Kosten privatversichert 
und sparen zudem also noch 
die Praxisgebühr. 


Sie selbst sind der gesetz- 
lichen Krankenversicherung 
treu geblieben und haben 
deshalb eine »weiße Weste«, 
die Ihnen das Recht gab, 
diesen Skandal öffentlich zu 
machen, weil Sie wußten, 
daß nur die »öffentliche Em- 
pörung« zu einer Änderung 
führen kann. 


Wie im Dunstkreis des 
Bundestages zu hören war, 
werden Sie dafür als »Nest- 
beschmutzer« kritisiert und 
angefeindet. Die Stimme des 
Volkes aber ist eindeutig: 


Endlich mal ein wirklicher 
Volksvertreter! 


Sabine Möller 
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Wen wundert noch der 
Vertrauensverlust der Bürger? 


»Du siehst doch, ich habe nichts mehr übrig!« 


BRAVO, Herr Brase! 


Willi Brase MdB, Deutscher Bundestag, 8.1.2004 


Herrn 

Wolfgang Thierse MdB 
Bundestagspräsident 
im Hause 


Praxisgebühr für Abgeordnete im 
Beihilferecht 


Sehr geehrter Herr Bundestags- 
präsident, lieber Wolfgang, 
wie ich einem Schreiben von Direk- 
tor Dr. Zeh an alle Bundestagsab- 
geordneten entnehme, weicht die 
Regelung zur Zahlung einer Praxis- 
gebühr für Bundestagsabgeordnete 
spürbar von der Standardregelung 
für Mitglieder der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) ab. 


Die sich nach meiner Kenntnis 
an der Beihilfe-Verordnung des 
Bundes orientierende Regelung 
von einmalig 20 Euro pro Jahr (für 
alle Konsultationen von Ärzten, 
Zahnärzten und Psychotherapeu- 
ten zusammen), die mit der Beihil- 
fe-Verordnung für Bundesbeamte 
deckungsgleich ist und mit ver- 
waltungstechnischen Argumenten 
begründet wird, bedeutet insofern 
eine erhebliche Begünstigung von 
Bundestagsabgeordneten und -Be- 
amten im Verhältnis zum Standard- 
GKV-Mitglied, als letzteres pro 
Quartal und dabei jeweils pro Arzt, 
Zahnarzt und psychologischen 
Psychotherapeuten 10 Euro zahlen 
muß. Bei einer durchschnittlichen 
Arzt-Konsultation der Bevölkerung 


SPIEGEL DER ZEIT 


von acht Mal im Jahr ist die Begün- 
stigung von Bundestagsabgeord- 
neten offensichtlich. 


Sicherlich muß dies vor dem Hin- 
tergrund der von der Bundesregie- 
rung erwarteten Beitragsentlastung 
der GKV-Mitglieder beurteilt wer- 
den, deren Höhe aber bekanntlich 
noch nicht feststeht, sondern 
abhängig von der Entwicklung der 
Einnahmeseite der GKV und auch 
umstritten ist. 


Bekanntlich hat die SPD-Fraktion 
die wirkungsgleiche Umsetzung 
des Gesundheits-Modernisierungs- 
Gesetzes auch für Bundestagsab- 
geordnete beschlossen. Gegentei- 
liges wäre politisch in keiner Weise 
zu verantworten. Da nach meiner 
Ansicht die  Wirkungsgleichheit 
hier aber nicht gegeben ist, bitte 
ich Dich, darauf hinzuwirken, daß 
diese geltendes Recht wird. 


Mit freundlichen Grüßen 
(gez. Willi Brase) 


ZUM WEINEN 
Hurra! 


»Laut Tabelle bekomme ich nun 
524 € im Jahr mehr. Zur Arbeit 
fahre ich täglich zweimal 27 km. 
Gehe ich noch viermal im Jahr 


zum Arzt, bleiben mir von den 
524 noch 8,80 € im Jahr, im Mo- 
nat also 0,73 €. Hurra! Jetzt kann 
ich Großeinkäufe machen und die 
Wirtschaft boomt!« 


Anna Wrobel, Bad Brückenau 
(Leserbrief in BILD) 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06: D-46017 Oberhausen 


Keine Spur von wirklichen Reformen: 
Die Deform der 


sozialen Ordnung 


Den Rentenklau, die Arzt- und 
Rezeptgebühren, mit denen 
sogar den ärmsten Altenheim- 
bewohnern das letzte Taschen- 
geld weggenommen wird, die 
Bestrafung und Enteignung 
der Lebensversicherungs-Vor- 
sorge-Sparer und derjenigen 
Arbeitnehmer, die trotz stun- 
denlanger Fahrten zu entlege- 
nen Arbeitsplätzen überhaupt 
noch arbeiten, bezeichnen die 
Regierenden, unterstützt von 
der angeblichen Opposition, als 
»Reformen«. 


Mit immer neuen skurrilen Ideen, 
wie man den Bürgern noch Zwei- 
Euro-Fünfzig mehr aus den Ta- 
schen ziehen kann, versuchen die 
Regierenden, unterstützt von der 
angeblichen Opposition, den dro- 
henden Bankrott der Sozial- und 
Staatskassen hinauszuzögern. 
Verursacht wurde dieser Nieder- 
gang durch die jahrzehntelange 
Verschleuderung unseres Volks- 
vermögens, für die niemand ande- 
res als eben diese Parteien selbst 
verantwortlich sind. 


Was heißt RE-FORM? 


RE-FORM heißt auf deutsch 
»zurückformen«, also Auswuche- 
rungen, Übertreibungen, Falsch- 
entscheidungen und Fehlentwick- 
lungen zurückzuführen auf das 
Ursprüngliche, das Gesunde, das 
früher Bewährte, Wiederherstellen 
dessen, was einmal gut war und 
aus welchen Gründen auch immer 
zum Schlechten verändert wurde. 


Was die im Bundestag vertre- 
tenen Parteien betreiben, sind 
keine »Reformen«, sondern 
eine DEFORMIERUNG des 
sozialen Rechtsstaates, eine 
Abschaffung von gesetzlicher 
und sozialer Sicherheit und 
Altersversorgung, auf die man 
sich verlassen kann. 


Eine RE-FORM wäre es, 
im Krankenkassenunwesen die 
Fehlentwicklung zu stoppen, daß 
mehr als 300 gesetzliche Kran- 
kenkassen jährlich 9 (neun!) Mil- 
liarden Euro Verwaltungskosten 
verbraten und sich mit teuren 
Werbekampagnen gegenseitig die 
Mitglieder abjagen. 


Eine RE-FORM wäre es, 
die Volksgemeinschaft (Verzei- 
hung, muß heißen Solidarge- 
meinschaft) wiederherzustellen, 
die durch eine gemeinschaftszer- 
störende DEFORM zerstört wur- 
de. Die geltende Gesetzgebung 
erlaubt es allen »Besserverdie- 
nenden« mit einem Einkommen 
über 3487,50 € monatlich (z.B. 
den Damen und Herren Abgeord- 
neten), sich aus der Pflichtversi- 
cherten-Gemeinschaft einfach zu 
verabschieden. 


Eine RE-FORM wäre es, 
von heute auf morgen den Chip- 
kartenbetrug von ausländischen 
»Gesundheitstouristen« zu stop- 
pen, der die Pflichtversicherten 
nach seriösen Schätzungen 
Milliarden Euro kostet. Wenn 
Personalausweis, Foto und Kran- 
kenversicherungs-Chipkarte nicht 
übereinstimmen, Anruf bei der Po- 
lizei, Festnahme und Aburteilung. 
Durch solche Reform wäre das 
Problem in 4 Wochen gelöst. 


Eine RE-FORM wäre es, 
die »Abkommen zur sozialen 
Sicherheit« mit der Türkei und ei- 
nigen Balkanländern zu kündigen, 
die selbst der in Izmir wohnenden 
Oma eines hier in der Bundes- 
republik lebenden türkischen ar- 
beitslosen Sozialhilfeempfängers 
dort in der Türkei die ärztliche Ver- 
sorgung auf Kosten der deutschen 
Pflichtversicherten garantiert. 


Eine RE-FORM wäre es, 


einfach endlich das geltende Aus- 
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Zeigt, wo es langgeht: Das perso- 
nifizierte Gesundheitsrisiko der 
Nation, Ulla Schmidt im Auftrag 
ihres Herrn »Reformkanzlers« 


ländergesetz anzuwenden. Dort 
steht schwarz auf weiß geschrie- 
ben, daß Ausländer, die nicht für 
ihren eigenen Lebensunterhalt 
sorgen können, ausgewiesen wer- 
den können. 


Eine RE-FORM wäre es, 
insbesondere das Fremdrenten- 
gesetz und die Abkommen mit Po- 
len, Bulgarien, Ungarn und Israel 
zu widerrufen und die damaligen 
Gesetzgeber mit ihren Diäten und 
Pensionen persönlich haftbar zu 
machen für den Schaden, der den 
deutschen Rentenbeitragszahlern 
dadurch entstanden ist. 

Liest man dazu die in den 80er 
Jahren in Israel erschienenen 
Werbeanzeigen von dortigen 
Rentenbetrugs-Agenturen, kann 
einem nur noch schlecht werden. 


Siehe dazu das Dokument 
zum Zeitgeschehen 
auf der Rückseite! 


Diese Auflistung ließe sich 
beliebig fortsetzen. Was wir 
brauchen, ist ganz einfach: 
Eine RE-FORM der Bundes- 
und Landesparlamente mit 
dem Ziel, daß nur noch Volks- 
vertreter werden und bleiben 
kann, wer nachweisbar die 
Interessen des deutschen 
Volkes und sonst gar nichts 
vertritt. 


AUF ZU WIRKLICHEN REFORMEN! 
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»Das Milliardending« Timm 
Unter dieser Überschrift berichtete »DER SPIEGEL« Nr. 38/99 schon am 


20.9.1999 über die Geldschieberei in Milliardenhöhe auf Kosten der deutschen I 
Beitragszahler und Rentner, die durch die unverantwortliche Gesetzgebung Ei . 
des Deutschen Bundestages möglich wurde (UN-Archiv 1044, 8 Seiten). Hier 


eine der Anzeigen, die in der israelischen Presse erschienen: 


ZENTRUM FÜR DEUTSCHE RENTEN GmbH 
THE CENTRE FOR CERMAN PENSION LTD. 


Personen mit Mittelschul-, Berufs- und akademischer Bildung sind nach Anzahl ihrer Studien- 
jahre zu einer Rente der deutschen Sozlalversicherungsanstalt berechtigt Es bleiben nur 
noch wenige Tage zur Sicherung der Rente aus Deutschland- für Schulbildung. 

AUFRUF: Das Zentrum für deutsche Renten wendet sich hiermit an israelische Bür- 
ger mit der Aufforderung, sich der staatlichen deutschen Sozialversicherung anzuschliessen 
und ihre Rechte auszunützen, die ihnen laut dem Sozialabkommen zustehen, das zwischen 
der BRD und Israel unterzeichnet wurde. 


Was Sie von der deutschen Sozialversicherung 
erhalten können: 


Für jedes Schuljahr nach dem 16. Lebensiahr — erhalten Sie bei Erreichung des Pan. 
sionsalters eine Rente von 30 DM pro Studienjahr bis zu 8 Studienjahren, als 240.- DM 
monalich oder 2.800.- DM Im Jahr und zwar LEBENSLAENGLICH ! 


Wer istzur Anmeldung berechtigt: 


1. Israelbürger, die Naziverfolgte waren; 
wer sich zu irgendeinem Zeitpunkt in den Jahren 1933-1945 
In von Deutschen besetzten Gebieten aufgehalten hat. 

2. Jeder andere israelische Staatsbürger, unter der Bedingung, 
dass er bis zum Pensionsalter einen Monat in Deutschland 
arbeiten wird. 


Wieviel müssen Sie investieren ? 


1. Zum Anmeldungstermin 400 NIS (plus Mehrwertsteuer). In 
diesem Betrag ist die Summe enthalten, die Sie der deutschen 
Behörde schuldig sind, sowie Bearbeitungsgebühr für das Zentrum. 
2. Bei Erhalt der Renten: 5 monatliche Pensionszahlungen. 


Ausser diesen Zahlungen sind Sie der deutschen Sozialversi- 
cherungs-Anstalt keinerlei weitere Zahlungen schuldig. 
zwi ABRAHAMI, Generaldirektor 


Kostenlose Beratung und Anmeldung in unserem Büro ! 

Tel Aviv, BET CLAL, Rechow Drojanov 5 Zimmer 1011/2 
| Tel. 03-28193.7 
Geöffnet am Mozej Schabbat 19.00 - 20.00 Uhr. 
Wochentage. 9.00 - 20.00 Uhr. 


DIET EEE TEE ET 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 


Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 36. Jahrgang - Januar 2004 


Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu 
lesen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahrgang 
der UN einmal zusammenhän- 
gend durchzulesen. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den normalverdummten 
»Konsumenten der Massen- 
medien« (so heißt das auf 
neudeutsch) fehlt. 


Warum das so ist, verriet ein- 
mal Mike Nichols, US-Starre- 
gisseur und Oscar-Preisträger: 


»Eine Handvoll Menschen 
kontrolliert die Medien der 
Welt. Derzeit sind es noch 
sechs solcher Menschen; 
bald werden es nur noch vier 
sein, und es wird dann alles 
erfassen: alle Zeitungen, alle 
Magazine, alle Filme, alles 
Fernsehen. 


Es gab einmal eine Zeit, da 
gab es verschiedene Mei- 
nungen und Haltungen in 
den Medien. Heute gibt es 
nur eine Meinung, die zu for- 
men vier bis fünf Tage dau- 
ert, dann ist sie jedermanns 
Meinung.« 


Die Herrschaft der Medien- 
konzerne gefährdet zuneh- 
mend die im Grundgesetz für 
die BRD garantierte Freiheit 
von Berichterstattung und Mei- 
nungsbildung. Mit der Verbrei- 
tung der UNABHÄNGIGEN 
NACHRICHTEN helfen Sie 
mit, dieses Monopol der Ver- 
dummung zu durchbrechen! 
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UN: Volkes Stimme 


gegen die 


Meinungsdiktatur 


Die Welt im Krieg: 
»Wir vernichten uns selbst« - Ein 
Professor der hebräischen Univer- 
sität in Jerusalem hält israelische 
Atomsprengkörper auf Rom und die 
europäischen Hauptstädte für denk- 
bar (UN 1/2003). 

Verschwiegene Wahrheiten zum US- 
Aufmarsch am Golf (UN 1/2003) 

Die Weltherrschaftssüchtigen und 
wir Vasallen (UN 3/2003) 

US-Ölkrieg schockt die Welt: Unrecht 
und Unmoral bis zum Erbrechen 
(UN 4/2003) 

Befreiung Arabiens wie Deutsch- 
lands 1945 — Bush in göttlicher Mis- 
sion? (UN 4/2003) 

Der US-Angriffskrieg gegen den Irak 
und das Nürnberger Kriegsverbre- 
cher-Tribunal (UN 5/2003) 
»Deutschland mit Giftgas durchträn- 
ken!« - Die USA lieferten schon 1944 
Milzbrandbomben (UN 5/2003) 

Irak: US-Besatzer suchen Soldaten, 
die töten können — Rumsfeld-Vize 
gesteht Kriegslüge (UN 8/2003) 


Innen- und Sozialpolitik: 


Zum Bankrott des Gesundheitssy- 
stems: Die verschwiegenen Gründe 
der Kostenexplosion (UN 1/2003) 
Unser gutes Geld — Wo ist es geblie- 
ben? Zahlen auf den Tisch und Zah- 
lungsstop! (UN 2/2003) 
Milliardenbetrug mit Chipkarten 

(UN 2/2003) 

»Multikultopia schreitet voran: Ärzte 
müssen Dolmetscher bezahlen 

(UN 5/2003) 

Flutopfer-Spenden wurden an die 
Tschechei weitergeleitet (UN 6/2003) 
Die EU wird immer teurer und wir zah- 
len den Löwenanteil (UN 6/2003) 
»Die Kommissionitis«: Die Kosten der 
Regierungskommissionen 

(UN 6/2003) 

Das Alternasie-Programm: Keine OP 
mehr ab 75? (UN 7/2003) 

Von A(genda 2010) bis Z(uwanderung): 
Was die Bundesregierung alles falsch 
macht (UN 7/2003) 


Der Jahrgang 2003 im Überblick 


Der Islam wird Dritte Kraft - unabseh- 
bare Auswirkungen auf EU-Parlament 
und Gesetzgebung (UN 9/2003) 
Polen fordern eine Billion Dollar Ent- 
schädigung (UN 11/2003) 

Zur Lage der Nation: Die manipulierte 
Demokratie (UN 12/2003) 


Dokumente: 


»Für Dritte nicht zugänglich« - Zum 
Geheimabkommen zwischen Kohl 
und Galinski über die Zuwanderung 
von Juden aus Osteuropa 

(UN 2/2003) 

»Rund 30 Milliarden Euro pro Jahr«: 
Die Nettoauszahlungen der BRD an 
Entwicklungs- und Übergangsländer 
(UN 2/2003) 

Bundestagsdrucksache zum Sozial- 
abkommen mit der Türkei 

(UN 3/2003) 

Die UNO-Resolution 3314: »Angriffs- 
krieg ist ein Verbrechen gegen den 
Weltfrieden« 

Das Bundesgesundheitsministerium: 
Die Kindergeldzahlungen an Auslän- 
der (UN 7/2003) 

Wegweiser ins Wunderland: Liste 
der Sozialleistungen einschließlich 
Beschneidungskosten (UN 8/2003) 
Meinungskauf und Selbstbedienung: 
Die Kosten der Regierungspropagan- 
da (UN 10/2003 und UN 12/2003) 


Zu unserer Arbeit: 


Damit Sie wissen, was gut und böse 
ist: Wie uns der Verfassungsschutz 
beurteilt (UN 6/2003) 

Landgericht Erfurt: Die UN gefährdet 
Justizbeamte; sie könnten durch 
das zur Zensur erforderliche Lesen 
zu Sympathisanten werden (UN 
12/2003) 


WISSEN IST MACHT! 


Solange der Vorrat reicht, 
können Sie Einzelhefte oder 


die ganze Jahrgangsmappe im 
Klemmbinder (25 €) anfordern. 


Anruf genügt: 0208-840132 
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Wahrheit + Klarheit + Offenheit 


3618 «35. Jahrgang * Januar 2003 


WAHRHEIT * KLARHEIT ® 
OFFENHEIT! 

Wir von den UNABHÄNGIGEN 
NACHRICHTEN wollen auch im 
neuen Jahr alles dafür tun, damit 
unsere Leser mehr wissen als 
die Masse der normalverdumm- 
ten Bundesbürger. Das ist müh- 
sam, denn man muß viele Mel- 
dungen und Hintergrundberichte 
erst auf ihren Wahrheitsgehalt 
prüfen. Und es ist gefährlich, 
denn bestimmte Tatsachen und 
Meinungen darf man nicht veröf- 
fentlichen, da sonst der »Staats- 
schutz« und der Staatsanwalt 
vor der Tür stehen. 

So sitzen wir immer in der 
Zwickmühle zwischen Strafver- 
fahren und dem Wort von Oriana 
Fallaci in ihrem neuesten Buch: 

»Doch es gibt Augenblicke 
im Leben, in denen Schwei- 
gen zur Schuld und Sprechen 
zur Notwendigkeit wird. Eine 
Bürgerpflicht, eine morali- 
sche Herausforderung, ein 
kategorischer Imperativ, dem 
man sich nicht entziehen 
kann.« 

Wir danken allen unseren 
Freunden und Lesern, die uns 
zur Jahreswende mit Grüßen 
und Wünschen überhäuft ha- 
ben und allen, die durch ihre 
Kostenbeiträge und Spenden 
und durch Weitergabe der UN 
mitgewirkt haben und im neuen 
Jahr weiter mithelfen werden, 
diese STIMME DES VOLKES 
zu erhalten. 

Allen unseren Lesern und 
unserem so gefährdeten Volk 
ein gutes neues Jahr! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


3618 + 35, Jahrgang + März 2003 


»Die amerikanische 
Bevölkerung will keine 
Kriege. Die Führung der 
Vereinigten Staaten und 
die Eigentümer dieses 
Landes müssen jedoch 
Kriege führen, sonst 
bekommen sie nicht die 
nötigen Geldsummen, 
die dann an Boeing und 
Lockheed weitergereicht 
werden, 


Es ist also sehr wichtig, 
daß wir Feinde haben. 
Deshalb erschaffen wir 
immer wieder neue 


Die amerikanische 
Bevölkerung weiß 
dagegen nicht einmal, 
wo die entsprechenden 
Länder auf der Landkarte 
liegen. 


Nur weil wir unsere 
Gegner dämonisieren, 
können wir all diese 
Kriege führen - seit 1945 
sind es rund dreihundert. 


Wir haben gegen andere 
Länder immer als erste 


losgeschlagen. Und 
wir hatten immer eine 
Entschuldigung dafür 
parat.« 


Gore Vidal, US-Bestseller-Autor, 
in einem FAZ-Intarvinw 
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Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen + UN 1/2003 
Was wird uns das Jahr 2003 bringen? 


»Lügen haben kurze Beine«: Mit diesem Sprui 


ch wurde in der 


Zeitschrift »Nation & Europa« das obenstehende Foto veröffentlicht. 


Wir unterstellen diesen Zusam- 
menhang nicht. Es gab Große in 
der Weltgeschichte, die von Sta- 
tur kleiner waren als der Mann 
auf dem Trittbrett 

Dieses seltene Foto ist aber 
ein Symbolbild dafür, was der 
angeblich mündige Bürger se- 
hen, lesen und wissen soll und 
was nicht, und daß er meistens 
nur die halbe Wahrheit erfährt. 


Wir vernichten 
uns selbst! 


Verschwiegene 
Wahrheiten 


Türkisches Recht 


Gesundheitssystem: 


S. 3-4 


S. 5-8 


S. 9-10 
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In einer gerechten Welt würde es heißen: 


Die USA haben die meisten 
und mörderischsten Massen- 


Nobelpreisträger Nelson Mandela warnt: 


Bush will Welt in 
»Holocaust« stürzen 


Der ehemalige südafrikanische 
Präsident Mandela hat US- 
Präsident Bush scharf kritisiert. 
Mit dem geplanten Angriff auf 
den Irak wolle Bush die Welt 
in einen »Holocaust« stürzen, 
sagte Mandela. »Alles was Bush 
will, ist irakisches Öl.« 


vernichtungswaffen! 


je er 


AUSGABEN 1 BIS 4/2003 


Wahrheit + Klarheit + Offenheit 


3618-35. Jahrgang + Februar 2003 


20.000 Euro 


in die Türke 


Um jedem Hauch einer 
falschen Ausländerfeind- 
lichkeit vorzubeugen: 


Selbstverständlich 
nur ein Einzelfall! 

»Oldenburg. Obwohl er 
in seiner Heimat lebte, 
kassierte ein Türke über 
Jahre hinweg in Oldenburg 
Arbeitslosenhilfe. 

Zu _Gesprächsterminen, 
die der Mann per Handy mit 
den Sachbearbeitern vom 
Arbeitsamt vereinbarte, 
reiste er aus der Türkei an. 
Es lohnte sich: Der unter 
einer Scheinadresse ge- 
meldete Betrüger nahm ca. 
20.000 Euro ein.« 

(Nordwest Zeitung, 18.1.2003) 

Nur am Rande sei dazu ver- 
merkt, daß dieser Abkassierer 
zuerst als Arbeitslosengeld- 
und dann als Arbeitslosenhil- 
fe-Empfänger automatisch in 
der deutschen Krankenversi- 
cherung war - einschließlich 
seiner Angehörigen in der 
Türkei, für die er unterhalts- 
pflichtig ist. Was das gekostet 
hat in all den Jahren, wissen 
wir nicht. 


Aber das war ja Gottseidank 
nur ein Einzelfall (das als 
| Beruhigung für den, der’s 
| glaubt) ... 


Wahrheit + Klarheit Offenheit 


3618 - 35. Jahrgang - April 2003 
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Und jetzt will Brüssel uns noch bestrafen!!! 


Unser gutes Geld: 


Deutschland 


(Titelbild des Buches »Deutschland. Verblühende Landschaften«, Ruth Gerig Verlag, Quedlinburg) 


Alle jammern, überall wird ge- 
kürzt, gestrichen, aber keiner 
fragt, wo denn das in 50 Jahren 
aufgebaute Volksvermögen ge- 
blieben ist. 

Was fehlt, ist nicht jede Woche 
eine neue Reform, um uns noch 
ein paar T€uro mehr aus der 
Tasche zu ziehen, sondern ein 
Zahlungsstop aller ungerecht- 
fertigten Tribute an alle Welt! 


Alles verpulvert - S.2 
Endzeitstimmung! 


Ausgerechnet die S.3-4 
Sozis! 


Zahlen auf den Tisch 
und Zahlungsstop S. 5-8 
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»Befreiung« Arabiens 
wie Deutschlands 1945? 


Bush-Kriege in »göttlicher Mission«? Wenn 
dieses Gesicht die Zukunft bestimmt, dann 
wehe allen Völkern und Kulturen der Welt! 
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UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


So schnell 
ändern sich die 
Zeiten: 


2002: Bush und Blair 
Friedensnobelpreis- 
Kandidaten 


»Oslo - US-Präsident George 
Bush gehört zusammen mit 
dem britischen Premierminister 
Tony Blair zu den offiziellen 
Kandidaten für den diesjähri- 
gen Friedensnobelpreis. Die 
rechtsgerichtete norwegische 
Fortschrittspartei schlug dem 
Nobel-Komitee die Politiker 
wegen ihres Einsatzes gegen 
den Terrorismus vor.« 

(»Bild« vom 05.02.2002) 


2003: Blair sollte vors 
Kriegsverbrecher- 
Tribunal 


»Der Labour-Abgeordnete 
Tam Dalyell, (Labour) erhob 
als Alterspräsident des briti- 
schen Unterhauses die For- 
derung, Premierminister Tony 
Blair solle sich als Kriegsver- 
brecher vor dem Internatio- 
nalen Tribunal in Den Haag 
verantworten. 

Der schottische Labour-Ab- 
geordnete George Galloway 
pflichtete ihm bei und bezeich- 
nete George W. Bush und 
Tony Blair als „blutrünstige 
Wölfe“, die „irakische Läm- 
mer“ reißen.« (un-d, 8.4.2003) 


BUSH UND BLAIR 
NACH DEN HAAG! 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
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Wie erlebt - 1945 bei uns in Deutschland: 


BEFREIUNG 
oder 
Verbrechen? 


Einer von Tausen ihrige Ali Ismail 
Abbas wurde durch einen Raketenangriff auf 
Bagdad von seinen Armen befreit. 


»Mein Vater, meine Mutter und 
mein Bruder sind gestorben. AUS DEM INHALT: 
Meine Mutter war im fünften |" — 
Monat schwanger« schluchzt 
der Junge, dessen Körper so 


O Nürnberg und die 
US-Angriffskriege S. 3-4 


verbrannt ist, daß er nur über | O Auf dem Stundenplan: 
einem Eisengestell zugedeckt Vebra eneo oeaan E 


werden kann. 
O Unvergessene 
Kriegsverbrechen S.8 


Q Die täglichen Aufreger S. 9 


Seine Tante, drei Cousins und 
drei weitere Verwandte wurden 
bei einem anderen Luftangriff 
eine Woche vorher getötet. 
Deutsche erinnern sich 
an 1945 ... 


O Bewahren Sie diese Ausgabe gut auf! 
Der nächste US-Krieg kommt 
bestimmt! 
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Ab 75 lebensunwert? 


DAS 
ALTERNASIE- 
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Die Zeit ist reif! 


»Die Geduld der 
Deutschen ist, wenn 
nicht alles täuscht, am 
Ende. So wie bisher 
geht es auf keinen Fall 
weiter. Die Situation ist 
reif für einen Aufstand 
gegen das erstarrte 
Parteiensystem. 


Ein massenhafter 
Steuerboykott, pas- 
siver und aktiver 
Widerstand, empörte 
Revolten liegen in 
der Luft. 


Bürger, auf die Barri- 
kaden! 

Wir dürfen nicht zulas- 
sen, daß alles weiter 
bergab geht, hilflose 
Politiker das Land ver- 
rotten lassen. 


Alle Deutschen soll- 
ten unsere Leipziger 
Landsleute als Vorbil- 
der entdecken, sich 
ihre Parole des Herb- 
stes vor dreizehn Jah- 
ren zu eigen machen: 
„Wir sind das Volk!“« 


Prof. Dr. Arnulf Baring in 

der FAZ vom 19.11.2002 
(ausführlicher in UN 12/2002, 
Seiten 3 und 4) 


PROGRAMM 


Ab 75 Jahren keine Operationen mehr, Rentenkür- 
zung und doppelte Krankenversicherungsbeiträge? 


»Hunde, wollt Ihr ewig leben?« 


Seit 1945 ereifern sich alle Das ist das Ergebnis von gut 
demokratischen Gutmenschen 50 Jahren Parteien-Politik »zum 
über ein sogenanntes Wohle des Deutschen Volkes«. 

Euthanasie-Programm, A er z k 

das als Beweis für den Meinen Sie nicht, es ist Zeit, 
verbrecherischen Charakter Sich selbst zu kümmern und 
eines menschenverachtenden gegen diese Parteien aufzuste- 
Regimes in die Schulbücher der hen? 


nachfolgenden Generationen 
eingegangen ist. AUS DEM INHALT: 
Was aber in allen vorherigen T Wie krank ist 

Staatsformen nicht denkbar war, die FDGO? s.2 
wird heute vorgeschlagen: Ab 75 
keine teuren Operationen mehr, |0 3,676 Milliarden Kinder- 
Rentenkürzungen und doppelte geld an Ausländer S. 3-4 
Krankenkassenbeiträge (bisher 
zahlen Rentner und Rentenkas- | Von A(genda 2010) 

se je 50 Prozent, demnächst bis Z(uwanderung) S. 5-8 
sollen die Rentner alles alleine 


O »Ein Tabu - 
bezahlen). milliardenschwer« s.10 
Bestrafung der Alten und Be- 2 Deutschland zahit ein 
zahlung der jährlich mehr als Viertel des 
130.000 Abtreibungen durch die EU-Haushalts S. 12 
Krankenkassen! 


AUSGABEN 5 BIS 8/2003 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


UN 1/2004 -Seite 7 
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Die bundesrepublikanische Politik 
ist nur noch mit Humor zu ertragen: 


Ist das noch Politik 
oder nur noch Komik: 


RENTE AB 67? 


Es brodelt! 


»Es brodelt im Volk, 
dem Bürger reicht’s! 


Er hat genug 
geblutet. Nichts 

ist rausgekommen 

- außer Flaute und 
noch mehr Schulden. 


Der Staat jault rum, 
er sei »verarmt«. Wie 
kann jemand, der 450 
Milliarden Steuern 
abkassiert, »verarmt« 
sein? 


Ausgeben darf man 
nur, was man vorher 
eingenommen hat. 
Kleines Einmaleins. 
Kennt jede Hausfrau. 


Der Staat hat lang 
genug bewiesen, daß 
er es einfach nicht 
kann. 


Seine ewigen 
Versprechen auf 
„ausgeglichenen 
Haushalt“ oder 
„Steuersenkungen“ 
sind nichts als Lug 
und Trug.« 


Paul C. Martin im 
»BILD«-Kommentar am 
14.5.2003 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


So erläuterte das Rürup-Kommissionsmitglied 
Axel Boersch-Supan auf einer Pressekonferenz die 
komplizierte neue Rentenanpassungsformel. Politik 
als Komik, weil sie eh keiner mehr versteht. Was die 
Ratschläge solcher Super-Experten uns kosten, lesen 
Sie auf Seite 12. 


Rente ab 67 Jahren? AUS DEM INHALT: 
Warum nicht gleich ab 744 | —— 4 


Jahren? So hoch ist nämlich die |Q Flutopfer-Spenden werden 
statistische Lebenserwartung der verschenkt sig 
Männer. Würde man also den 
Rentenbeginn auf dieses Alter |O EU immer teurer: 

erhöhen, wären die Rentenkas- Bald 20 Amtssprachen S. 4 
sen gerettet und Milliardenlöcher O Vertrauenskrise: 

gestopft. Die eingehenden Ron- Wo Richter Geld anlegen S. 5 
tenversicherungsbeiträge könnte 
unsere Regierung dann für neue |2 Schamlose Diätenpläne 
Waffentechnik der Bundeswehr durch Protest gestoppt S. 7 
für deren künftige weltweiten Ein- 
sätze ausgeben oder die neuen 
EU-Beitritts-Hungerleiderstaaten 
unterstützen oder ... oder... 


O Loch in der Zensur: 
Folgen eines Tabu-Bruchs S. 8 


Postfach 10 17 0 3 
Deutsche Beschützer für US-Boys? 


WELTBETRÜGER 
suchen 
HILFSTRUPPEN! 


46017 Oberhausen - UN 8/: 


Höchste Vorsicht! 


Schleichend und 
langsam, aber höchst 
planmäßig werden 
die Bundesbürger 
auf eine deutsche 
Beteiligung am US- 
Besatzungsregime im 
Irak vorbereitet. 


Nachdem der ehemalige 
Straßenkämpfer Fischer in den 
USA schon mit dem Einsatz 
von Technischem Hilfswerk 
(THW) und anderen Diensten 
winkte, um wieder vorgelassen 
zu werden, möchte der FDP- 
Fraktionschef Gerhardt die 
»demokratische Entwicklung« 
im Irak durch die Entsendung 
deutscher Ausbilder für Justiz, 
Verwaltung und Polizei fördern. 


Und hinter verschlossenen 
Türen laufen schon, den US- 
amerikanischen Wünschen 
folgend, Vorplanungen für ei- 
nen Einsatz der Bundeswehr 
im Irak. Das einzige, was den 
Bush-Hilfswilligen unserer so- 
genannten »großen Volkspar- 
teien« noch fehlt, ist das Alibi 
eines UNO-Mandats, das sie 
sich wünschen. 


Wir meinen: Jede Hilfe für 
das irakische Volk, wenn es 
seine Freiheit und Selbst- 
bestimmung wiedererlangt 
hat und nach deutscher Hilfe 
fragt, aber keine Hand, kei- 
nen Cent und keinen einzigen 
deutschen Soldaten zur Sta- 
bilisierung des völkerrechts- 
widrigen US-Besatzungsre- 
gimes! 


2 
Hollywood ließ grüßen: Oberkrieger Bush verkündete am 
2. Mai 2003 in filmreifer Kampfpilotenmontur die siegreiche 
Befreiung des Irak 


Mit Lug und Trug wurden die 

US-Bürger und die Welt auf den AUS DEM INHALT: 
völkerrechtswidrigen Angriffs- me 
und Eroberungskrieg gegen den |O Indien: 

Irak eingestimmt. Nun ist Saddam Söldnerkauf gescheitert S. 2 
weg und Massenvernichtungs- |Q Irak: 
waffen waren nie da. Was also »Germans to the front«? S. 3 
hat die US-Besatzungsmacht |Q usa: 

noch im Irak verloren? Wolfowitz gesteht 
Kriegslüge« S.4 


Jetzt sollen deutsche Solda- 
ten die US-Boys beschützen: www: Wir sind wieder drin S. 11 
Siehe S. 3 


UN 1/2004 - Seite 8 


UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Völler fordert eine 
»Deutsche Quote« 


Bundestrainer Rudi Völler 


Soweit sind wir! 


Weil in der Bundesliga 
mehr Ausländer als Deut- 
sche spielen, hat Völler für 
die Nationalmannschaft 
keine ausreichende Aus- 
wahl mehr. Er fordert des- 
halb die Festsetzung einer 
»deutschen Quote« in den 
Bundesliga-Mannschaften. 


In der Fußball-Bundesliga 

erleben wir das, was sich 
auch in den Kindergärten, 
in den Schulen und bei der 
Suche nach Lehrstellen an- 
bahnt: 
Im eigenen Heimatland wird 
eines Tages zum Schutz der 
Minderheit eine »deutsche 
Quote« eingeführt werden 
müssen, weil die Regierun- 
gen von Kohl bis Schröder 
es jahrzehntelang versäumt 
haben, in allen Lebensbe- 
reichen eine »Ausländer- 
quote« festzulegen. 


Bei Rudi Völler däm- 
mert es, bei den mei- 
sten Politikern aber 
noch lange nicht. 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Ein Volk 
ist immer 
soviel 
wert, 
wie es sich 
in seinen 
Toten ehrt, 


wie es sich 


in seinen 


Kindern 
lebt, 


wie es 
Meister 
zu seinem 
Bilde 
erhebt. 


Herbert Böhme 
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Seite 5: »Schlaraffenland in der Schuldenfalle« 


Deutschland 


blutet aus - 


nicht nur beim Fußball 


Nur noch 39 Prozent 
einheimische Spieler 


Wie auf wirtschaftlichem und kul- 
turellem Gebiet blutet Deutsch- 
land auch im Sport aus: 

Von den 248 Fußballern, die 
in den ersten zwei Bundesliga- 
Spieltagen des deutschen Volks- 
sportes zum Einsatz kamen, wa- 
ren nur noch 97 Einheimische. 
Bei Mannschaften wie Schalke 04 
oder Hannover 96 hat nur noch 
ein Deutscher einen Stammplatz: 
der Torwart. 


Postfach 


Bundesliga: Deutsche in der Minderheit - wie demnächst überall. 
Ein typisches Bild aus der »deutschen« Fußball-Bundesliga: Torjubel 
von drei »Schalkern«: Victor Agali (Mitte) freut sich mit Hamit Altintop 
(rechts) und Levan Kobiaschwili über ein gewonnenes Spiel. 


AUS DEM INHALT: 


O Endzeitstimmung Ss. 2 


O Sozialparadies zahlt 
Wohnung in Florida 8.3 


O Schlaraffenland in der 
Schuldenfalle S.4 


O Der Islam wird 
Dritte Kraft S.7 


O ISRAEL: Vorbildlich 
oder rassistisch? S. 12 
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Zum Heldengedenk- und Volkstrauertag: 


Junge Deutsche 
gedenken 
unserer Toten 


Mitglieder der Schlesischen Jugend 
säumten im Frühjahr 2003 schlesi- 
sche Landstraßen mit einigen hun- 
dert Holzkreuzen, um an Tod und 
Vertreibung der Deutschen 1945-46 
zu erinnern — und wanderten dafür 
ins Gefängnis. 

Während die offiziellen Ge- 
schichtsfälscher das unsagbare 
Leid und Verbrechen vergessen 
oder als »freiwillige Auswanderung« 


AUSGABEN 9 BIS 12/2003 


Unsere Hochachtung! verhöhnen wollen, halten junge 
Deutsche die Erinnerung wach! 


AUS DEM INHALT: 


O Polen fordert 1 Billion $ S. 3-4 


O Auf dem Stundenplan: 
Helden unseres Volkes S. 5-8 
Stuka-Oberst Rudel 


O Schändlich: Abriß eines 
Ehrenmals? S.12 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Die Verlierer jubeln 


Die CSU hat die Wahl in Bay- 
ern verloren, sie ist nur noch 
die zweitstärkste Kraft. Am 
besten schnitt die Gruppe der 
Nichtwähler ab: Rund 43 % 
der Bürger bekannten sich zu 
ihr, während die CSU es nur 
auf rund 34 % brachte und der 
Anteil der SPD bei etwas über 
10 % liegt. 

Alles Unsinn? Nein! Diese Zahlen 
ergeben sich, wenn die Nichtwäh- 
ler mit einbezogen werden in das 
Abstimmungsergebnis: Die auf 
57,3 % gesunkene Wahlbeteili- 
gung macht aus den Nichtwählern 
die stärkste Partei. In Wahrheit 
erhielt die CSU im Vergleich zu 
1998 rund 234.000 Stimmen we- 
niger, die SPD verlor sogar über 
1,4 Millionen Wähler. 


Statt über einen »grandiosen 
Sieg« zu jubeln, sollte sich die 
CSU fragen, warum rund 43 Pro- 
zent der Bürger sich nicht mehr 
beteiligten. 


Über die wirklichen Lebensfragen 

dürfen sie sowieso nicht abstim- 
men, weder über den Euro (im 
Gegensatz zu den Schweden), 
noch über die Aufnahme immer 
neuer »Nehmerstaaten« in die 
EU, noch nicht einmal über Form 
und Größe einer Gurke: Das wird 
in Brüssel entschieden. 


Die Bürger sind gar nicht so 
dumm und vergeßlich, wie die 
Parteien es denken. Sie erinnern 
sich, daß es die CDU/CSU war, 
die unsere nationale Selbstbe- 
stimmung und die DM der EU- 
Demokratur opferte und jetzt am 
liebsten noch deutsche Soldaten 
im Dienste der USA in den Irak 
schicken möchte. 


Wo ist da noch eine Wahl? 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Ohne Sitz und 
Stimme 


Dieses Heft ging wenige 
Tage vor dem großen EU- 
Krisengipfel am 12./13. De- 
zember in Druck. 


Wie das Gekungel um 
Macht, Stimmen und Geld 
auch ausgegangen ist, das 
deutsche Volk wurde nicht 
gefragt, es hat keinen Sitz und 
keine Stimme. 

Hat man sich auf die ge- 
plante EU-Verfassung geei- 
nigt, verlieren wir noch mehr 
Selbstbestimmungsrechte, 
weil dann andere Länder mit 
Mehrheitsbeschlüssen über 
unser Schicksal entscheiden 
können. 


Hat man sich nicht oder auf 
faule Kompromisse geeinigt, 
wurstelt man weiter, nur eines 
bleibt: wir werden weiterhin 
rund 40 Prozent der Kosten 
dieses EUROTOPIA-Gebildes 
bezahlen, bis alles zusam- 
menbricht. 


Ohne Sitz und Stimme war 
Volkes Stimme auch bei dem 
mit Mühe abgewendeten »De- 
fizit-Verfahren«, bei dem der 
BRD wegen Überschuldung 
von der EU eine Strafe in Milli- 
ardenhöhe angedroht wurde. 

Dabei wäre die Lösung ganz 
einfach gewesen: Sofortige 
Sperre der 14 bis 15 Milliarden 
€ jährlich, die wir mehr in die 
EU einzahlen als zurückflie- 
Ren! 

Aber Volkes Stimme hat 


eben keinen Sitz, weder in 
Berlin noch in Brüssel. 
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Volksverdummung auf unsere Kosten 


Erst verkohlt 
und jetzt 
verschrödert! 


»Wir wollen eine kraftvolle Führung, um die schöpferischen Kräfte in 


Deutschland zu bündeln. Wir sagen, was wir tun und wir tun, was wir 
sagen. Die Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit ist die Meßlatte, 
an der wir uns messen lassen. Entweder wir schaffen das in den vier 
Jahren oder die Bevölkerung kann mit Recht negativ reagieren.« 


So lauteten die Kernsätze des 
Kanzlerkandidaten Schröder in 
der Wahlausgabe des »Vorwärts«, 
September 1998. Das »Rückgrat 
der deutschen Wirtschaft, die klei- 
nen und mittleren Unternehmen« 
werde die SPD steuerlich entlasten, 
denn sie stellten zwei Drittel der 
Arbeitsplätze. »Erkämpfte Arbeit- 
nehmerrechte«, die von Kohl ab- 
geschafft wurden, würde die SPD 
wieder einführen. »Dazu gehören 
die 100-prozentige Lohnfortzah- 
lung und der Kündigungsschutz.« 
Bei den Renten werde die SPD die 
Kürzung des Rentenniveaus durch 
die Regierung Kohl zurücknehmen. 
Es sei »unanständig«, wenn Kohl 
und Blüm insbesondere Frauen, 
»die nach dem Krieg unter großen 
Mühen ihre Kinder großgezogen 
haben, an die Renten gingen und 
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unter Sozialhilfeniveau drückten.« 


Lohnt es sich, noch weiter zu 
ieren? Das Ergebnis kennt 
jeder. Um das zu vertuschen, 
werden wir mit immer neuen, mil- 
lionenteuren Propagandakampa- 
gnen beglückt, die wir auch noch 
selbst bezahlen dürfen! 


AUS DEM INHALT: 


O BÜRGERINFO: 
Wofür Geld da ist S. 3-4 


O Meinungskauf und 
Selbstbedienung S. 5-8 


O Unbeschränkte 
Zuwanderung S. 9-10 


O Paul Spiegel als 
Rau-Nachfolger S. 12 


sen 


Die Inquifition schlägt zu: 


Demokratie 


im 


Endftadium 


Ein Symbol zur Lage der 
Nation Ende 2003: 


Der Büßerstuhl für ausgestoßene 
Volksvertreter, die sich für unser 
Volk einsetzen. Auf diesen Stuhl 
wurde bis zu seinem »freiwilligen« 
Ende der Abgeordnete Möllemann 
(FDP) verbannt, und jetzt der Ab- 
geordnete Hohmann (CDU), des- 
sen existenzvernichtende Rede 
mit den Worten endete: 

»Mit Gott in eine gute Zukunft 
besonders für unser deutsches 
Vaterland!«. 


Foto'äus dem Bundestag 


Deutfchland ewig auf dem Büßerftuhl? 


AUS DEM INHALT: 


m Modernes Mittelalter: S.2 


m Der Brief des Generals S.3 


m SONDERDRUCK: Die 
manipulierte Demokratie S. 5-8 


m Im Land der Nullen 8.9 


m Das deutsche Boot S. 10 
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»Es ist Zeit, Kriegsverbrechen 
gegen das deutsche Volk 


anzuerkennen« 


Bei der Verleihung der Martin- 
Buber-Plakette an Richard von 
Weizäcker im November 2003 
wirkte dieser recht betreten. 
Anlaß war die vom ehemaligen 
Ministerpräsidenten der Nieder- 
lande, Dries van Agt, gehaltene 
Laudatio, welche von deutschen 
Medien nicht beachtet wurde. 

In seiner eindringlichen Rede 
traf dieser einige von unseren 
Scham- und Bußpolitern ungern 
gehörte Feststellungen zur Flä- 
chenbombardierung deutscher 
Städte: 


»Wer Versöhnung 
anstrebt, 
soll dazu bereit 
sein, 


die volle Wahrheit 
anzuerkennen und 
zu 
benennen!« 


»Ich wage es, hier die ernste 
Frage aufzuwerfen, ob nicht 
schon längst die Zeit gekom- 
men sei, über die Verbrechen, 
die im Krieg auch gegen das 
deutsche Volk begangen wor- 
den sind, in Selbstkritik zu 
sprechen. 


Die Teppichbombardierun- 
gen auf deutsche Städte - das 
gleiche geschah übrigens 
auch in Japan — wurde nicht 
wegen militärischer oder der 
Kriegsführung dienlicher Zie- 
le gegen Industrien oder Infra- 
struktur ausgeführt, sondern 
um die Moral der Bevölkerung 
zu brechen. 


Daß dabei unzählig vie- 
le Bürger, Frauen, Kinder, 
Greise — die kampftüchtigen 
Männer und sogar Jungen 
waren fast alle an die Front 


Dries van Agt: Deutliche Worte 
zum Feuersturm über Dresden 


geschickt worden — getötet 
bzw. verstümmelt wurden, 
war nicht ein in Kauf genom- 
mener Begleitumstand dieser 
Luftangriffe,. sondern Zweck 
des Ganzen. 


Im Jahre 1949 sind solche 
Handlungen in den damals 
geschlossenen Genfer Verträ- 
gen als schwere Kriegsverbre- 
chen gebrandmarkt worden. 


Damit wurde kein neues 
Recht geschaffen, sondern 
das, was früher als unge- 
schriebenes Recht gereift war, 
kodifiziert. Die Verbrechen, 
für die die Nazi-Prominenz in 
Nürnberg gerichtet worden 
ist, waren damals genauso 
wenig kodifiziert. 


Die Entfesselung des Feu- 
ersturms, der durch die mit 
Flüchtlingen überfüllte Stadt 
Dresden raste - um nur das 
deutlichste Beispiel zu nen- 
nen - ist eine Schandtat ge- 
wesen. 


Wer Versöhnung anstrebt, 
soll dazu bereit sein, die volle 
Wahrheit anzuerkennen und 
zu benennen!« 


AUF NACH DRESDEN! 
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Einladung zum 
Trauermarsch in 
Dresden 


In der BRD ist es üblich, deutsche 
Opfer von Kriegsverbrechen zu ver- 
schweigen oder zu verhöhnen. Das 
gipfelt in der bestialischen Drohung 
»Nie wieder Deutschland, sonst 
Dresden«. 


Der Völkermord aus der Luft vom 13./ 
14. Februar 1945 darf nicht in Verges- 
senheit geraten. Wahrheitswidrig wird 
heutzutage die Totenzahl auf 35000 
reduziert und dieses beispiellose Ver- 
brechen verharmlost. 


Deswegen führen junge Deutsche seit 
Jahren den Dresdner Trauermarsch 
durch und fordern: »Macht den 13. 
Februar zum offiziellen Gedenktag!« 


Die wachsende Teilnehmerzahl und 
internationale Anziehungskraft des 
Trauermarsches, der einmal mit 20 
Leuten anfing, gibt uns Zuversicht. 
Genauso war es mit dem Wieder- 
aufbau der Frauenkirche. Aus einem 
Trümmerberg entstand ein neues, 
längst verloren geglaubtes Stück Kul- 
tur, dessen glanzvolle Wiedererste- 
hung mittlerweile herbeigesehnt wird. 
Wenn Menschen erste Erfolge sehen, 
können sie an Visionen glauben, die in 
weiter Ferne schienen. 


Wir haben erkannt, daß die Völker im 
Zweiten Weltkrieg aufeinandergehetzt 
wurden. Viele sehen, daß alle Völker 
an solchen Kriegen nur verlieren 
können. Wir reichen den Völkern die 
Hand in Freundschaft und bitten sie, 
gemeinsam mit uns für eine Welt der 
freien Vaterländer zu kämpfen. 


Wir setzen uns für ein neues, besse- 
res, freieres und ehrlicheres Deutsch- 
land ein. Bereits einmal ging die Wen- 
de von mutigen Mitteldeutschen aus, 
die aktiv handelten. 
Lernen wir, wieder aufrechte Deutsche 
mit Rückgrat zu sein. 
Deshalb lade ich Sie herzlich ein: 
Kommen Sie nach Dresden und 
schließen Sie sich uns an! 

Alexander Kleber 

Auskünfte zum Programm: 


Ruf: 0173 - 9555980 
Weltnetz:www.elbterasse.de.vu 
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DEUTSCHER GEDENKTAG 


an den alliierten Massenmord 


Am 13./14. Februar stellen wir 


KERZEN IN DIE FENSTER! 


DRESDEN 13./14. FEBRUAR 1945 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Arbeitslosigkeit: 
Dezember 2003: 4.316.500 
Arbeitslose 


Dezember 2002: 4.225.100 
Arbeitslose 


Offene Stellen: 
Dezember 2003: 257.900 
Dezember 2002: 324.100 


Insolvenzen: 

Jan. - Sept. 2003: 75.096 
2002: 84.428 

2001: 49.326 

2000: 42.259 
Staatsverschuldung: 

14. Januar 2004: 
1.337.174.518.462 Euro 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 

2.374 Euro 

Schulden pro Kopf: 16.205 € 
(steuerzahler.de, 14. Januar 2004) 


Liebe LESETT, 


190 Millionen Euro für 
Berater und Gutachter 


»Die rot-grüne Bundesregierung 
hat seit 1998 offenbar fast 190 
Millionen Euro für Berater, Gutach- 
ten und Expertenkommissionen 
ausgegeben. Dies gehe aus einer 
internen Liste hervor, berichtete 
der Berliner „Tagesspiegel am 


Sonntag*.« (»dpa« 5.1.2004) 
Mehr Geld 
für EU-Abgeordnete 


»Die geplanten einheitlichen Diäten 
der Europaparlamentarier werden 
offenbar höher ausfallen als zu- 
nächst geplant. 
Durch die Anhebung der Gehälter 
für EU-Beamte zum Jahresanfang 
können Abgeordnete des Europa- 
Parlaments künftig bis zu 9.953,00 
€ im Monat verdienen. Ihre Diäten 
sollen an die Richtergehälter am 
EU-Gerichtshof angeglichen wer- 
den. Bis jetzt werden die 99 deut- 
schen Europaabgeordneten vom 
Deutschen Bundestag bezahlt. Sie 
erhalten im Monat 7.009,00 Euro.« 
(»bak«, Berlin, 11.1.2004) 


ganz privat: 


Wir ertrinken in diesen Wochen schier in Briefpost mit guten Wün- 
schen und bitten alle Freunde, denen wir für Ihre Kostenbeiträge und 
Spenden nicht persönlich danken können, um Verständnis, daß wir es 
nur auf diesem Wege tun. 

Hier ein Beispiel von vielen, die uns Mut geben für das neue Jahr, auch 
wenn wir durch zwei ernsthafte Krankheitsfälle in unserem kleinen 
Mitarbeiterkreis manchmal nicht wissen, ob und wann wir die nächste 
UN-Ausgabe zum Druck geben können. 


Helge O. aus Hamburg schreibt uns: 

»Die Zeichen der Zeit stehen auf „Sturz des Nachkriegssystems “. Ge- 
rade las ich in einer Zusendung noch einmal die Worte des Atomkraft- 
gegners Hartmut Gründler: „Wer glaubt, sich in der Lüge dauerhaft 
einrichten zu können, geht daran zu Grunde. “ 

So wird es kommen. Sinnfälliger Weise läuft in den Kinos gerade der 
dritte Teil von „Der Herr der Ringe“. In „Die Rückkehr des Königs“ 
sieht man, wie auch die stärksten Festungen der Lüge zerbröseln, wenn 
der Widerstand nur zähe und andauernd ist. 

Lassen Sie sich von namenlosen Staatsanwälten nicht unterkriegen. Ich 
ermächtige Sie hiermit, meinen Abbuchungsauftrag zu verdoppeln und 
will sehen, ob ich „außer der Reihe“ noch etwas auf den Weg bringen 
kann. Vielen Dank noch mal für Ihre Arbeit und herzliche Grüße aus 
Hamburg.« 


Herzlichen Dank, Helge, Ihnen und allen anderen Getreuen! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Rechnungshofmoniert 


Eurofightermängel 


»Der „Eurofighter“ ist wegen tech- 
nischer Mängel erneut in die Nega- 
tiv-Schlagzeilen geraten. In einem 
Prüfbericht führt der Bundesrech- 
nungshof zahlreiche Kritikpunkte 
ins Feld. Die bisher mit etwa 12 
Milliarden Euro angegebenen Ge- 
samtkosten könnten für Deutsch- 
lands teuerstes Rüstungsprojekt 
demnach um bis zu 3,7 Milliarden 
Euro steigen. Die Eurofighter, von 
denen die Bundeswehr 180 Stück 
bestellt hat, sind danach den 
MIG-29 Flugzeugen, die an Polen 
abgegeben wurden, klar unterle- 
gen. (»loyal« Nr. 9/2003) 


In dreißig Jahren 

»Noch schaffen sie es mit Brot 

und Spielen, daß keiner etwas 

sagt. 

Von der UN wird man eines 

Tages sagen: Es war die einzige 

Zeitung, die etwas gesagt hat. 

Wann? In dreißig Jahren.» 
Gerhard Herbst, Wahrsager, 

Oschersleben 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Neujahrsgrüße aus Absurdistan 
Die neuen Züge der Bahn sind nicht wintertauglich 


Auch bei Eis und Schnee Brems-Probleme - Millionenteure Nachrüstung - Von Tempo 160 auf 80 gedrosselt 


Düsseldorf. Rund 150 neue lässig sind”, sagte Frank Gas- Magnetschienenbremse aus- Million Euro pro Zug kosten herbstlicher und winterlicher 
Züge der Deutschen Bahn sen-Wendler von der DB am gestattet worden, wodurch die könne, sagte Gassen-Wendler. Witterung war die Höchstge- 


(DB) haben Probleme beim Donnerstag in Düsseldorf. 
Bremsen und sind deshalb 


Bremseigenschaften bei glat- 
Die Elektrotriebzüge vom ten Schienen verschlechtert (Stückpreis:4,8MioEuro)wa- Herbst auf zahlreichen Stre- 


150 Züge vom Typ ET 425 schwindigkeit der Züge im 


nicht wintertauglich. „Wir Typ ET 425 waren auf Grund wurden. Die Deutsche Bahn ren 2002 bundesweit in Be- cken von 160 km/h auf Tempo 
brauchen Fahrzeuge, die auch ihrer Leichtbauweise und aus erwäge jetzt eine Nachrüstung trieb genommen worden. Auf 80reduziertworden. (dpa) 
im Herbst und Winter zuver- Kostengründennichtmiteiner der Züge, die mehr als eine Grund der Bremsproblemebei M Kom.: Absurdistan lässt grüßen 


Die »Deutsche Bahn AG« hatte 
150 neue Züge bestellt, die 2002 
in Betrieb genommen wurden. Je- 
der dieser Züge vom Typ ET 425 
kostete 4,8 Millionen Euro, insge- 
samt also 720 Millionen Euro, in 
alter guter DM rund 1,4 Milliarden 
Mark. 


Nun stellte sich heraus, daß die 
Elektrotriebwagen aufgrund ihrer 
Leichtbauweise und fehlenden 
Magnetschienenbremsen bei glat- 
ten Schienen nicht richtig brem- 
sen können, worauf die Höchstge- 
schwindigkeit ab Herbst 2003 auf 
zahlreichen Strecken von 160 auf 
Tempo 80 km/h begrenzt wurde. 


Der Bahnsprecher Frank Gas- 
sen-Wendier kam daraufhin zu 
einer geradezu unglaublichen 
Erkenntnis. Zitat: »Wir brauchen 
Fahrzeuge, die auch im Herbst 
und Winter zuverlässig sind.« 
Die Bahn erwäge jetzt eine Nach- 
rüstung, die pro Zug mehr als 


eine Million Euro kosten könne, 
erklärte er. 


Wäre es nicht die traurige Wahr- 

heit, müßte man das für einen 
Silvesterscherz halten. Im Herbst 
war es der Laubbefall, der die 
nichtsahnenden Manager über- 
raschte, jetzt ist es Regen und 
Schnee. 


Die Pisa-Studie war offenbar 
noch viel zu gnädig bei der Be- 
urteilung des bundesdeutschen 
Bildungssystems: Früher wußte 
jeder Volksschüler, daß Deutsch- 
land auf der Nordhalbkugel unse- 
res Planeten liegt, wo es im Winter 
regelmäßig schneit und friert, wor- 
auf sich auch die Erbauer der er- 
sten Dampflok von Nürnberg nach 
Fürth einstellten. 


Wahrscheinlich wird jetzt eine 
neue Regierungskommission 
gebildet, um in einem Gutachten 
herauszufinden, ob im Herbst 
2004 wiederum mit Laub, Regen 


und Schnee zu rechnen ist und 
ob die Ausgabe der 150 Millionen 
Euro für bessere Bremsen in den 
nagelneuen Zügen angesichts 
des Baumsterbens und der Klima- 
entwicklung wirklich erforderlich 
und angesichts der Haushaltslage 
zu verantworten ist. 


Unser Tip: Als erstes sollte den 
hochbezahlten Bahn-Managern 
die Nutzung des Begriffes »Deut- 
sche« Bahn untersagt werden, da 
jeder Bahnbenutzer und Patriot 
dies als Verunglimpfung des Wor- 
tes »deutsch« empfinden könnte. 


Im Deutschen Reich konnte 
man einstmals nach der Reichs- 
bahn die Uhren stellen. Da aber 
alles Gute von damals heute als 
schlecht gilt, hat man wohl auch 
die Bahn »reformiert«! 


Bitte einsenden an UN - Postfach 101706 - D-46017 Oberhausen 
FUR IHRE BESTELLUNG: 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,5 € je Ex. einschl. Porto, ab 10 


Stück 1.- € /EX.). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,44 € Rückporto-Marken liegen bei. 


üu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


